(Absender)...........

.............................

.............................

An das 

.........(Adressat aus dem Bescheid entnehmen)

...........................

.............................

Hamburg, den ........................

Gegen den Bescheid vom ................... (Anlage 1) lege ich hiermit 

Widerspruch

ein.

Es wird beantragt, die sofortige Vollziehung anzuordnen.

Begründung:

(I) Die Regelleistung ist zu niedrig bemessen, um ein menschenwürdiges Leben auf niedrigem Niveau zu gewährleisten. 

Bei der Regelleistung von 345,- € für den Haushaltsvorstand handelt es sich um einen Betrag, welcher willkürlich gegriffen wurde. Seine Bemessung orientiert sich nicht am tatsächlichen Bedarf (1). Dieser Betrag ist lediglich ausreichend um den normalen Lebensunterhalt, welcher bisher im System der Hilfe zum Lebensunterhalt durch den Regelsatz abgegolten wurde, und den durchschnittlichen Bekleidungsaufwand auf niedrigem Niveau zu decken (2). Daneben bestehen aber weitere Bedarfe, welche nicht abgedeckt sind (3).  Die von der Bundesregierung herangezogene Berechnung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe ist nicht aussagekräftig (4). Die Regelungen des SGB II verstoßen gegen das Sozialstaatsprinzip. 

Zu (1) 

Die Regelleistung wurde willkürlich gegriffen und ist nicht ausreichend um den regelmäßigen Bedarf abzudecken. Zwar bestimmt §  20 I 1 SGB II, die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasse insbesondere Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertretbarem Umfang auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben. Tatsächlich ist diese Leistung aber so niedrig bemessen, dass die genannten Bedarfe damit nicht gedeckt werden können (siehe zu (2)). 

Die Regelleistung wurde willkürlich gegriffen. Zwar entspricht die Regelleistung des SGB II von seiner Höhe und Bemessung her der Regelsatzverordnung zum SGB XII. Dies lässt jedoch nicht den Schluss zu, dass die Regelleistung geeignet ist, dem Hilfebedürftigen, also mir, ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen. Vielmehr würde es sich hier um einen Zirkelschluss handeln.

Denn auch der Regelsatz des SGB XII wurde willkürlich gegriffen. Der Regelsatz des SGB XII scheint sich an der Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe von 1998, welche vom Statistischen Bundesamt im Jahr 2000 veröffentlicht wurde, zu orientieren. Tatsächlich ist es so, dass die Höhe der Leistungen der Regelsatzverordnung zum  SGB XII sich an der Höhe der Regelleistung, welche nach dem SGB II zu erbringen ist, orientiert hat. 


Beweis: Presseerklärung des BMGS vom 10.03.2004, 

veröffentlicht in der Info also 4/2004 Seite 190

Dort heißt es wörtlich: ....Über die Höhe der Leistungen selbst hat der Gesetzgeber bereits im Zusammenhang mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) entschieden. ...

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Sozialpolitik und der Ausschuss für Frauen und Jugend des Bundesrates haben dem Bundesrat empfohlen dem Entwurf der Regelsatzverordnung nicht zuzustimmen. Diese Ausschüsse hielten diese Verordnung aus mehreren Gründen für rechtlich angreifbar. Unter anderem, und das interessiert im Zusammenhang mit dem SGB II, wird unter Ziff 5. wie folgt formuliert:

‚Die Ableitung des Eckregelsatzes ist nicht hinreichend transparent, insbesondere die Festlegungen der Vomhundertanteile an den einzelnen Verbrauchsausgabenanteilen in § 2 Abs. 2 der Verordnung sind aufgrund der amtlichen Begründung allein nicht nachvollziehbar; teils handelt es sich offensichtlich um willkürliche Setzungen. ........’ (Bundesratsdrucksache 206/1/04).

Es wird unter anderem unterstellt, dass ein Abzug von den Verbrauchsausgaben für Bekleidung erforderlich sei, weil Personen der unteren Einkommensklassen Maßkleidung und Pelzmäntel tragen würden, welche von Beziehern von Hilfe zum Lebensunterhalt nicht getragen werden müssten. Aus der vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS 1998) ergibt sich nicht, dass in unserem Staate, die Mitglieder der unteren Einkommensgruppen Ausgaben für Pelzmäntel oder Maßkleidung haben. 

Dies ist nur ein Beispiel von vielen Ungereimtheiten. Die Ausgaben für Tabakwaren werden angeblich zu 50 % abgezogen. Aus der EVS 1998 lässt sich aber nicht entnehmen, inwieweit die Personen der unteren Einkommensgruppen Tabakwaren konsumieren. Trotzdem werden von den Kosten der Abteilung 01 (Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren) 4 % in Abzug gebracht. Von den Bekleidungskosten werden ohne nachvollziehbare Begründung 11 % abgezogen.

Selbiges gilt für die Abteilung 05 (Einrichtungsgegenstände – Möbel -......) Dort werden Abzüge vorgenommen, weil Möbel für Camping und Kunstgegenstände nicht benötigt würden.  Der Abzug von 13 % ist nicht nachvollziehbar, insbesondere aus der EVS 1998 nicht ableitbar.

Diese Ausführungen ließen sich weiter fortsetzen. Mindestens zehn weitere Positionen sind anführbar. Sollte das Gericht zu diesem Punkt weitere Ausführungen für sachdienlich halten, so wird um einen entsprechenden rechtlichen Hinweis gebeten.

Frau Prof. Dr. Helga Spindler hat hierzu den Beitrag ‚Die neue Regelsatzverordnung – Das Existenzminimum stirbt in Prozentschritten’, Info also 4/2004, Seite 147 ff, veröffentlichen lassen.

Aus der Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe lässt sich jedenfalls nicht entnehmen, dass Personen der unteren Einkommensklassen Ausgaben für Pelzmäntel, Campingmöbel etc machen. Das dieser Auswertung zu Grunde liegende Datenmaterial wurde nicht veröffentlicht. Es ist nicht frei zugänglich. Es wird mit Nichtwissen bestritten, dass das Datenmaterial diese Tatsachenbehauptungen belegen.

Bereits vor der Gesundheitsreform wurde im Juli 2003 der Referentenentwurf zum SGB II  veröffentlicht. Bereits in diesem Referentenentwurf wurde die Regelleistung auf 345,- € festgelegt. Die Abzüge wurden nach der Gesundheitsreform verändert. Für die Gesundheitskosten wurde der Abzug verringert. Andere Abzüge wurden stattdessen erhöht. Welch Zufall, insgesamt  ergibt sich nach wie vor ein Betrag in Höhe von 345,00 €.

Solche Zufälle gibt es nicht. Hier wurde nicht der tatsächliche Bedarf ermittelt. Die 345,- € standen schon vor der Berechnung fest. 

Es ist ein Novum in der Geschichte des Sozialstaates, dass eine Leistung nicht nach dem tatsächlichen Warenkorb oder zumindest nach dem Statistikmodell berechnet wird. Dies führt zu willkürlichen Ergebnissen. Der Gesetzgeber darf sich dem Gebot willkürfreien Handelns aber nicht entziehen, indem er irgendwelche Scheinberechnungen vorschiebt.

Aus der Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, veröffentlicht im Statistischen Jahrbuch 2000 des Statistischen Bundesamtes, lässt sich nicht ableiten, in welcher Höhe Regelsätze beziehungsweise die nach dem SGB II zu zahlende Regelleistung bedarfsdeckend ist.  

Die Bundesregierung behauptet in der Begründung  zu § 2 der Regelsatzverordnung (Bundestags-Drucksache 206/04) , es lasse sich nachweisen, dass die regelsatzrelevanten Verbrauchsausgaben der untersten 20 vom hundert in etwa denen der untersten 25 vom Hundert nach ihrem Nettoeinkommen geschichteten Haushalte mit Sozialhilfeempfängern entsprechen. Dieser Behauptung wird hiermit ausdrücklich mit Nichtwissen bestritten.

Hier sind nicht nur die Sozialhilfehaushalte herauszurechnen, sondern auch die Haushalte, welche in der Vergangenheit Arbeitslosenhilfe bezogen haben. Denn diese Haushalte haben, und das ergibt sich aus der Natur des Arbeitslosenhilfebezuges, ein nur gering über dem Sozialhilfesatz liegendes Einkommen gehabt. In der Mehrzahl der Fälle dürfte diese Personengruppe, oftmals ohne sich dessen bewusst gewesen zu sein, noch Anspruch auf ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt gehabt haben. Auch bei der Arbeitslosenhilfe war das Einkommen des Partners zu berücksichtigen. 

Aus der Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe lässt sich nicht entnehmen, welche Kosten für die einzelnen Positionen pro Person anfallen. Denn sie beinhaltet nur Auswertungen, welche sich entweder, ohne nach dem Einkommen zu differenzieren, an der Haushaltsgröße oder an dem Haushaltseinkommen orientieren, ohne nach der Haushaltsgröße zu differenzieren.

Allerdings lässt sich dieser Statistik entnehmen, dass es in Haushalten, deren Einkommen unter 1800,- DM monatlich lag zu einer Verschuldung von monatlich DM 107,- DM gekommen ist.  Die untere Einkommensgruppe war also schon 1998 nicht in der Lage mit ihrem Einkommen ihren Lebensunterhalt zu bestreiten, statistisch gesehen. 

Beweis: EVS 1998, Statistisches Jahrbuch des Statistischen Bundesamts, Seite 550, erste Spalte, ganz unten, ‚Ersparnis – 107’

Aber wenn man das Statistik-Modell zur Berechnung des Sozialhilfesatzes verwendet hat, darf man sich auch dieser Statistischen Wahrheit nicht entziehen. Bei der Auswertung  dieser Einkommensgruppe wurden auch die Sozialhilfeempfänger mit berücksichtigt. Auch diese haben sich tendenziell schon 1998 immer weiter verschuldet. 

Zu 2)

Zum tatsächlichen Mindestbedarf ist folgendes vorzutragen:

Die Zahlen in der EVS 1998 hochgerechnet auf  die Folgejahre, das heißt angepasst an den aktuellen Rentenwert, ergeben, dass mit der Regelleistung lediglich die Positionen Ernährung und Bekleidung abgedeckt sind (Vgl. die detaillierte Berechnung von Frau Prof. Helga Spindler, Die neue Regelsatzverordnung – Das Existenzminimum stirbt in Prozentschritten, Info also 2004 147,  151). Ihre Ausführungen beziehen sich zwar auf die Regelsätze des SGB XII, lassen sich aber, da sie sich am konkreten Bedarf orientieren, auf die Regelleistung des SGB II übertragen.

Die Bedarfe Körperpflege, Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertretbarem Umfang auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben können durch die Regelleistung nicht gedeckt werden. 

Das gilt insbesondere für die Leistungen die Sozialhilfeempfängern bisher als einmalige Leistungen gewährt wurden, nämlich Besondere Lernmittel für Schüler, Instandsetzung von Haurat, Instandhaltung der Wohnung, Gebrauchsgüter von längerer Gebrauchsdauer und höherem Anschaffungswert, und Aufwendungen für besondere Anlässe. 

Zu 3)

Auch besteht für Arbeitsuchende ein weiterer im Gesetz nicht genannter Bedarf, nämlich der, sich für den jeweiligen, dem Beruf oder der Ausbildung entsprechenden Arbeitsplatz ‚fit zu halten’, indem passendes Auftreten durch passende Kleidung auch außerhalb von Vorstellungsgesprächen gewährleistet wird, die Nachrichten verfolgt werden, Initiativbewerbungen geschaltet werden, Kontakte gehalten werden. Wird dieser Bedarf nicht gedeckt, besteht die Gefahr, dass dem Hilfebedürftigen durch die gesetzlichen Neuerungen weiter aus dem Arbeitsmarkt gedrängt wird und er/sie gegenüber den Mitbewerbern am Arbeitsmarkt chancenlos sind.

Die Abteilung 10 der EVS 1998 betrifft das Bildungswesen. Sie wurde als nicht regelsatzrelevant bei der Bemessung der Höhe des Regelsatzes außer Acht gelassen. 

Beweis: Begründung zu § 2 der Regelsatzverordnung 

(veröffentlicht in Info also 2004, 184, 186)

Hierin befinden sich aber auch die Ausgaben für Lernmittel. Damit ich den Anschluss an den Arbeitsmarkt nicht verpasse, sind diese Ausgaben für mich und – soweit vorhanden - auch für meine Kinder dringend erforderlich.

Es ergibt sich eine Unterdeckung in Höhe von 34,93 % für persönliche Bedürfnisse, zuzüglich 9,53 % für Haushaltsenergie und einem angemessenen Betrag für die Lernmittel und für den im Gesetz nicht genannten Bedarf für Maßnahmen die erforderlich sind, um sich für den Arbeitsmarkt fit zu halten etc. Desweiteren ergibt sich für mich ein weiterer bei der Berechnung nicht berücksichtigter Bedarf, weil das ‚Sozialticket’ in Hamburg abgeschafft wurde.

Diese Bedarfe sind von der Regelleistung nicht gedeckt. Aus dem Statistik-Warenkorb 1998 veröffentlicht in der Info also 2004, 189 f., ergeben sich diese Prozentsätze.

Desweiteren ergeben sich Bedarfe, welche bisher im Bereich der Hilfe zum Lebensunterhalt als einmalige Leistungen gewährt wurden, die sich nicht pauschalieren lassen. Hierzu zählen nicht vorhersehbare und auch für mich zum derzeitigen Zeitpunkt noch nicht vorhersehbare Bedarfe, welche im Einzelfall sehr kostenintensiv sein können, zum Beispiel auf eine Bifocalbrille,  oder Renovierung der Wohnung und Reinigung  sämtlicher Möbel und Bekleidung, womöglich Ersatz beschädigter Möbel nach Wasserschaden infolge von nicht haftpflichtversicherten Nachbarn verursachtem Wohnungsbrand oder Überlaufens der völlig überalterten Waschmaschine. Diese sind nach den Regelungen des SGB II nur dann als Einmalleistung zu erstatten, wenn ein Anspruch auf Erstausstattung besteht, also die Kleidung und Möbel sämtlich und vollständig zerstört wurden.

Da der Gesetzgeber für solche Fälle keine Härtefallvorschrift erlassen hat, ist  die Regelleistung noch wesentlich höher zu bemessen, und zwar so hoch, dass gewährleistet ist, dass tatsächlich Rücklagen für derartige Notfälle gebildet werden können.

Zu 4)

Dem Gesetzgeber mag zwar gerade auch bei der Gestaltung steuerfinanzierter, bedürftigkeitsabhängiger und bedarfsorientierter Sozialleistungen ein breiter Gestaltungsspielraum zuzubilligen sein. Er bleibt indes an den Gleichheitssatz sowie das Rechts- und Sozialstaatsprinzip gebunden und darf sich seiner Aufgabe, das Existenzminimum sicherzustellen und dem Gebot willkürfreien Handelns bei aller ihm sonst zustehenden Gestaltungsfreiheit nicht entziehen.

Selbst wenn man annimmt, dass es zulässig sei, eine Grundsicherung in Höhe einer Pauschale zu gewähren, setzt  das aber voraus, dass diese Pauschale so ausreichend bemessen ist, dass der Mindestbedarf einer jeden Person/Bedarfsgemeinschaft in jedem Fall gedeckt ist und dass für den Fall, dass eine Person/Bedarfsgemeinschaft einen ausnahmsweise exorbitant hohen Bedarf hat, eine Härtefallvorschrift diesen Bedarf abdeckt. Eine lediglich Darlehensweise Gewährung eines unabweisbaren Bedarfes verstößt schon deshalb gegen das Sozialstaatsprinzip, weil die Regelleistung so niedrig bemessen ist, dass eine Verrechnung der Darlehensrückzahlung mit der Regelleistung regelmäßig nicht möglich ist.

II) Für mich persönlich lassen sich schon folgende besondere Bedarfe absehen:

.........

.........

........

..........

.......

....................

(Unterschrift)

Anlage: Fotokopie des Bescheides vom ........ 

